
 

 

 P r o t o k o l l  z u r  
2 3 .  S I T Z U N G  D E S  G E M E I N D E R A T E S  
am 15.02.2024 im Sitzungssaal 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:20 Uhr 

 

 

Vorsitzender: 
Georgios Chrysochoidis Für Leutasch  

Gemeinderäte: 
Stefan Obermeir Gemeinsame Leutascher Bürgerliste  
Richard Kirchebner Gemeinsame Leutascher Bürgerliste  
Florian Mößmer Gemeinsame Leutascher Bürgerliste  
Alwin Nairz Für Leutasch  
BA Martina Nairz Für Leutasch  
Thomas Nairz Für Leutasch  
Christian Neuner Gemeinsame Leutascher Bürgerliste  
Marion Neuner Gemeinsame Leutascher Bürgerliste  
Siegmund Neuner Für Leutasch  
Angelika Obermeir Gemeinsame Leutascher Bürgerliste  
Romed Pichler Für Leutasch  
DI Ernst Ragg Für Leutasch  
Mag. Astrid Schösser-Pichler Gemeinsame Leutascher Bürgerliste  
Andreas Ripfl Für Leutasch für Christina Ripfl 

Weiters anwesend: 
Ing. Jochen Neuner   
7 Zuhörer 

Entschuldigt: 
Christina Ripfl Für Leutasch  
 

 

T a g e s o r d n u n g  

1. Protokollerledigung (Genehmigung und Unterfertigung) 
2. Tätigkeitsbericht des Bürgermeisters 
3. Tätigkeitsberichte der Ausschüsse 
4. Beratung und Beschlussfassung über die Ansuchen um Wohnbauförderung 
5. Beratung und Beschlussfassung über die Abfallgebührenverordnung 
6. Beratung und Beschlussfassung über die Müllabfuhrordnung 
7. Beratung und Beschlussfassung über die Kanalordnung 
8. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Frau Margit Heis um Änderung des Flächen-

widmungsplanes auf den Gste. 444/2, 443 und 2910/1 von Freiland in Landwirtschaftliches Misch-
gebiet 

9. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Frau Heidi Rödlach um Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes auf den Gste. 1554/6 und 3083 von Freiland in Landwirtschaftliches Mischge-
biet 
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10. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Frau Vanessa Bernardin um Änderung des 
Flächenwidmungsplanes auf den Gste. 733/1 und 734/2 von Freiland in Landwirtschaftliches Misch-
gebiet 

11. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Frau Vanessa Bernardin um die Erlassung ei-
nes Bebauungsplanes im Bereich der Grundstücke 733/1 und 734/2 

12. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Herrn Franz Neuner über den Erwerb von 
zwei Teilflächen aus den Gste. 3077/4 und 3077/1 

13. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag der Hotel Quellenhof GmbH um Erwerb einer 
Teilfläche aus Gst. 2960/1 der Gemeinde Leutasch (öffentliches Gut) 

14. Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe der Restaurierungsarbeiten für die Wehranlage 
Schanz 

15. Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss eines Vorvertrages für das Naturwaldreservat 
Zwirchkopf 

16. Beratung und Beschlussfassung über die Vergaben der Arbeiten zum Tausch der Sektionaltore und 
zur Dachsanierung bei der Feuerwehrhalle 

17. Beratung und Beschlussfassung über die Anschaffung eines Defibrillators bei der Freiwilligen Feu-
erwehr Unterleutasch 

18. Beratung und Beschlussfassung über den Ankauf der WC- und Mannschaftscontainer am Parkplatz 
Sportplatz 

19. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag des "Luitascher Kinderchor" um Subvention 
20. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag des Tiroler Seniorenbundes um Subvention 
21. Personelles 
22. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 

 
 

N i e d e r s c h r i f t  
Bürgermeister Georgios Chrysochoidis begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und 
eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung. 

Bgm. Chrysochoidis erkundigt sich, ob es zur Tagesordnung Fragen oder Änderungswünsche gibt. 

Nachdem dies verneint wurde, ersucht er um Änderung folgenden Punktes: 
13 Beratung und Beschlussfassung über den Antrag der Hotel Quellenhof GmbH um Erwerb einer 
Teilfläche aus Gst. 2960/1 der Gemeinde Leutasch (öffentliches Gut) 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, die vorliegende Tagesordnung mit obiger Änderung zu 
genehmigen. 

1) Protokollerledigung (Genehmigung und Unterfertigung) 

Die Protokolle der Gemeinderatssitzung vom 21.12.2023 wurden allen Gemeinderäten im 
Portal bereitgestellt. Im Gemeindeamt sind keine Berichtigungs- oder Ergänzungsanträge 
eingelangt, womit die Protokolle in der vorliegenden Form einstimmig genehmigt und unter-
fertigt werden. 
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2) Tätigkeitsbericht des Bürgermeisters 

• Kindergartenkonzept: Gespräche über eine Standortvalorisierung wurden mit Abt. Bodenord-
nung geführt, weitere Informationen folgen in den nächsten Wochen. 

• Tempo-Sys-Messung L 14 und Krzg. L 14/L 35: Die vom BBA durchgeführten Messungen erga-
ben, dass die Einleitung von Schwerpunkt-/Geschwindigkeitsbrennpunktmessungen bzw. be-
sonderer Überwachungsmaßnahmen in diesem Bereich nicht erforderlich sind. 

• Neubau Brücke Puitbach: Eine konkrete Planung und der Bescheid liegen vor, mit dem TVB wur-
den Gespräche zur Kostenbeteiligung geführt, die Umsetzung soll heuer erfolgen, die Hochwas-
serschäden 2021 werden dann insgesamt rund € 900.000 verursacht haben. 

• Auswirkungen Fernpasspaket: Bei einem Gespräch mit LH Mattle wurden die Bedenken bezüg-
lich Ausweichverkehr thematisiert und unser Standpunkt dazu vertreten, am meisten betroffen 
wäre die Gemeinde Reith bzw. der Ortsteil Leithen, Studien bzw. Berechnungen haben offenbar 
keine wesentlichen Änderungen des Verkehrs gezeigt, die Landesbaudirektion untersucht wei-
tere Maßnahmen. 

• Mobilitätsmaßnahmen Klimaaktiv: Bei einem Online-Meeting wurden verschiedene Maßnahmen 
wie gemeindeübergreifende Radwegverbindungen und E-Mobilität (Fahrzeuge und Ladestatio-
nen) und entsprechende Förderungen diskutiert, die Töpfe seien gut gefüllt und es könne mit 
70-80 % Beteiligung gerechnet werden. 

3) Tätigkeitsberichte der Ausschüsse 

Bau- und Verkehrsausschuss: 

• Diverse Widmungsansuchen und Bauanträge wurden behandelt 

• Pavillonplatz: Musterfläche Pflaster und Ausführung der Sitzstufen wurden präsentiert, die Über-
dachungslösung soll überarbeitet werden 

• Erschließung Gewerbegebiet NEU: die terrassenförmige Erweiterung ergab eine hohe Kosten-
schätzung, die Abwicklung soll über den Tiroler Bodenfonds erfolgen, die Umsetzung etappen-
weise je nach konkreter Nachfrage, mit den ersten Verkäufen sollen die weiteren Maßnahmen 
finanziert werden, die Löschwasserversorgung muss noch geplant werden, die Wasserversor-
gung soll durch die Gemeinde Seefeld erfolgen 

Ausschuss für Soziales, Vereine und Bildung: 

• Messe für Vereine: Interesse wurde angefragt, Durchführung wird dann entschieden 

• Vorschlag für Geschenke bei runden Geburtstagen wurden dem Bürgermeister übergeben 

• Erste-Hilfe-Kurs: Termin wird noch bekannt gegeben 

Ausschuss für Umwelt, Energie, Klima und Nachhaltigkeit: 

• „Bürger:innen Biotope“: die Artenvielfalt lokaler Wiesen und Wildblumen soll auf öffentlich zu-
gänglichen Flächen unter die Lupe genommen werden, eine Mithilfe durch die Tiroler Umwelt-
anwaltschaft wird angeboten, es gibt 5-6 konkrete Interessenten, welche Flächen zur Verfügung 
stellen würden 

• Ziele für eine nachhaltige Entwicklung sollen vom Klimabündnis im Mai präsentiert werden 

• Workshop „Klimareise“: Klimafragen soll man über spielerische Versuche besser verstehen, wei-
tere Informationen folgen nach Start der KEM-Region 

• Neophytenmanagement: Gespräche mit der Uni wurden geführt, die Umsetzung soll durch die 
Bevölkerung unter Mithilfe der Bauhöfe im Spätsommer erfolgen 
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• Repair Cafe: ein weiterer Termin zusammen mit den Bäuerinnen soll in Kürze bekannt gegeben 
werden 

• Nachhaltigkeit beim Ganghoferlauf: nach Rücksprache beim TVB wurde von diesem die Durch-
führung als „Green Event“ bestätigt 

4) Beratung und Beschlussfassung über die Ansuchen um Wohnbauförderung 

Folgende Anträge auf Wohnbauförderung wurden für die Erlassung der Wasser- und Kanalan-
schluss- bzw. -erweiterungsgebühren und Gebühren nach dem Tiroler Verkehrsaufschließungsab-
gabengesetz gestellt: 

• Herr Bernhard Öfner, Reindlau 228, 6105 Leutasch 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, diesem Antragsteller eine Wohnbauförderung nach 
den Richtlinien vom 02.03.2015 zu gewähren und die Wasser- und Kanalanschluss- bzw. -er-
weiterungsgebühren und Gebühren nach dem Tiroler Verkehrsaufschließungsabgabengesetz 
zu erlassen. 

5) Beratung und Beschlussfassung über die Abfallgebührenverordnung 

§ 1 Abfallgebühren 

Die Gemeinde Leutasch erhebt Abfallgebühren als Grundgebühr und als weitere Gebühr. 

§ 2 Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr beträgt für den Restmüll pro Jahr € 62,30 je Einwohnergleichwerten (EGW) 
und bemisst sich wie folgt: 

a) Haushalt: 
erste Person 1,0 EGW 
jede weitere Person 0,5 EGW 

b) Zweitwohnungen/Freizeitwohnsitze: 
bis 50 m² Wohnfläche 1,0 EGW 
von 51 – 75 m² Wohnfläche 1,5 EGW 
von 76 – 100 m² Wohnfläche 2,0 EGW 
ab 100 m² Wohnfläche 3,0 EGW 

c) Fremdenverkehrsbetriebe: 
Die Anzahl der EGW bestimmt sich durch die Nächtigungsanzahl des abgelaufenen Jahres 
dividiert durch 200 (Nächtigungszahl : 200 = Anzahl EGW). 

d) Restaurationsfläche für Gast- und Schankbetriebe: 
Die Anzahl der EGW wird durch die Anzahl der Restaurationsfläche dividiert durch 15 m² be-
stimmt (Anzahl Restaurationsfläche : 15 = Anzahl EGW). 

e) Handels-, Handwerks- und Dienstleistungsgewerbe: 
Gruppe A: wenig Abfall produzierende Betriebe wie Tischler, Sägewerk, Frächter, Kaminkeh-
rer, Schlosser, Spengler, Maler, Schiverleih, etc. 
Gruppe B: normal Abfall produzierende Betriebe wie Elektrogeschäfte, Autowerkstätten, 
Tankstellen, Installateure, Bäcker, Tapezierer, Souvenir-, Blumen- und Antiquitätenhandel, 
Apotheken, Drogerien, Frisöre, Boutiquen, Schmuckhandel, Fotogeschäfte, Schuhgeschäfte, 
etc. 
Gruppe C: stark Abfall produzierende Betriebe wie Lebensmittelhandel (Feinkostläden, Su-
permärkte), Ärzte, etc. 
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Die Anzahl der EGW bestimmt sich neben der Gruppenzugehörigkeit nach der Gesamtzahl 
aller im Betrieb beschäftigten Personen: 

  EGW 
Perso-
nen 

Tarif-
gruppe 

A B C 
0 - 1 1 1 2 3 
2 - 5 2 3 4 6 
6 - 10 3 5 6 8 
über 10 4 7 8 10 

 

Als Erhebungsstichtag wird der 10. Jänner und 1. Juli des jeweiligen Gebührenjahres festgelegt. 
Änderungen nach diesen Stichtagen bleiben unberücksichtigt, es sei denn, es wird ein neuer Haus-
halt oder Betrieb gegründet bzw. aufgelassen. In diesem Falle wird die Grundgebühr aliquot nach 
Monaten berechnet. 

Für eine wöchentliche Abholung von Restmüll wird pro Monat zusätzlich 1,0 EGW verrechnet. 

(2) Die Grundgebühr für die Abholung von biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen beträgt pro 
Jahr € 16,00 je EGW gem. Bemessung nach Abs. 1. 

(3) Änderungen der Bemessungsgrundlage werden mit dem darauffolgenden Monatsersten wirk-
sam. 

§ 3 Weitere Gebühr 

Die weiteren Gebühren bemessen sich nach Art bzw. Gewicht des jeweiligen Abfalles. 

§ 4 Vorschreibung 

Die Abfallgebühren sind jeweils zum 10.01. als Grundgebühr gemäß § 2 Abs. 1 und 2 vorzuschrei-
ben. 

§ 5 Gebührenschuldner, gesetzliches Pfandrecht 

(1) Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für die Einrichtungen 
und Anlagen zur Entsorgung von Abfällen und die Abfallberatung bereitgestellt werden. 

(2) Steht ein Bauwerk auf fremdem Grund und Boden, so ist der Eigentümer des Bauwerkes, im 
Falle eines Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner der Abfallgebühren. 

(3) Für die Abfallgebühren samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück (Bauwerk, Baurecht) 
ein gesetzliches Pfandrecht. 

(4) Werden Sperrmüll oder sonstige Abfälle bei zu deren Sammlung bestimmten Einrichtungen 
bzw. Anlagen abgegeben, ist Gebührenschuldner der Übergeber, soweit dieser Gemeindebe-
wohner einer Gemeinde ist, die zum Einzugsgebiet der jeweiligen Einrichtung bzw. Anlage ge-
hört. 

§ 6 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages des Anschlages an der Amtstafel der Gemeinde 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher geltende Abfallgebührenordnung vom 12.12.2023 außer Kraft. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die vorliegende Abfallgebührenverordnung. 

6) Beratung und Beschlussfassung über die Müllabfuhrordnung 

§ 1 Allgemeine Grundsätze 

(1) Die gesamten im Bereich der Gemeinde anfallenden Siedlungsabfälle sind durch die öffentliche 
Müllabfuhr der Gemeinde Leutasch gemäß den nachfolgenden Bestimmungen zu entsorgen. 
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(2) Nicht der Entsorgungspflicht unterliegen 

a) gefährliche Abfälle, 
b) sonstige Abfälle und 
c) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle, die auf einem Grundstück des Inhabers der Abfälle fach-

gerecht kompostiert werden. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Siedlungsabfälle sind Abfälle im Sinne des § 2 Abs. 4 Z 2 Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), 
BGBl. I Nr. 102/2002, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 66/2023. 

(2) Restmüll (gemischter Siedlungsabfall) ist jener Siedlungsabfall, der nach der Trennung von den ge-
trennt zu sammelnden Siedlungsabfällen (umfasst auch biologisch verwertbare Siedlungsabfälle) 
und dem Sperrmüll verbleibt. Gemischte Siedlungsabfälle gelten auch dann weiterhin als ge-
mischte Siedlungsabfälle, wenn sie einem Behandlungsverfahren unterzogen worden sind, das ihre 
Eigenschaften nicht wesentlich verändert hat. 

(3) Sperrmüll ist jener Siedlungsabfall, der wegen seiner Größe oder Form nicht in die für die Samm-
lung des Siedlungsabfalls auf den einzelnen Grundstücken bestimmten Müllbehälter eingebracht 
werden kann. 

(4) Getrennt zu sammelnde Siedlungsabfälle sind jene Siedlungsabfälle, die nach bundesrechtlichen 
Bestimmungen oder einer Verordnung der Landesregierung getrennt vom restlichen Siedlungsab-
fall zu sammeln sind. 

(5) Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle (Bioabfälle) sind Garten- und Parkabfälle, Nahrungs- und 
Küchenabfälle aus Haushalten, Büros, Gaststätten, Kantinen, Cateringgewerbe und aus dem Einzel-
handel sowie vergleichbare Abfälle aus Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben. 

(6) Sonstige Abfälle sind alle dem Tiroler Abfallwirtschaftsgesetz unterliegenden Abfälle mit Ausnahme 
der Siedlungsabfälle wie betriebliche Produktionsabfälle, Abfälle aus dem Bauwesen, Sandfangin-
halte, Rückstände aus der Kanalreinigung, Straßenkehricht oder Altreifen. 

§ 3 Abfuhrbereich 

(1) Der Abfuhrbereich umfasst das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Leutasch, welche mit LKW 
bzw. Müllabfuhrwagen befahrbaren Wegen erschlossen sind. 

(2) Nicht unter die Abholpflicht fallen 

a) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle, die auf einem Grundstück des Inhabers der Abfälle fach-
gerecht kompostiert werden; 

b) sonstige Abfälle; 
c) die getrennt zu sammelnden Siedlungsabfälle, die auf Grund der Müllabfuhrordnung zu den Sam-

melinseln oder dem Recyclinghof oder der Kompostieranlage zu bringen sind; folgende Standorte 
der Sammelstellen: 
- Sammelinseln (jedoch kein Altpapier und Karton) in Unterkirchen auf Gst. 1563/4 (Feuerwehr Un-
terleutasch) und in Klamm auf Gst. 2012/3 (gegenüber Schlachthaus), 
- Recyclinghof beim Gemeindebauhof in Kirchplatzl, 
- Kompostieranlage beim Abfallbeseitigungsverband der Region 10 in Boden-Niederlög; 

d) die Grundstücke Bp. .227 und .228 (Ortsteil Lehenwald, Abfuhrbereich der Gemeinde Seefeld) und 
Grundstücke, bei denen auf Grund ihrer Lage oder ihrer verkehrstechnischen Erschließung die Ab-
holung nur mit einem wirtschaftlich nicht vertretbaren Aufwand möglich ist (z.B. Wettersteinhütte, 



Gemeinderatssitzung am 15.02.2024  7 

 

 

Wangalm, Rotmoosalm, Hämmermoosalm, Gaistalalm; der Restmüll und biologisch verwertbare 
Siedlungsabfall solcher Objekte ist direkt beim Abfuhrunternehmer Leonhard Nairz in Klamm 67, 
6105 Leutasch, bereitzustellen). 

§ 4 Festlegung der Art, Größe und Anzahl der Müllbehälter 

(1) Die Sammlung der Siedlungsabfälle darf nur in den folgenden Behältnissen erfolgen: 

a) Restmülltonne 120 oder 240 Liter 
b) Restmüllgroßbehälter 660, 770 oder 1100 Liter 
c) Tonne für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle 120 Liter 

(2) Festlegung der Mindestbehältervolumen (= Mindestabgabe): 

a) für Restmüll 5 Liter pro Woche und Einwohner 
b) für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle 4 Liter pro Woche und Einwohner 

(3) Die Mülltonnen werden dem Grundeigentümer von der Gemeinde bzw. Müllgroßbehälter vom Ab-
fuhrunternehmer Leonhard Nairz, Klamm 67, gegen Verrechnung zur Verfügung gestellt. 

(4) Die Behälter für Restmüll werden 14-tägig am Dienstag von der öffentlichen Müllabfuhr abgeholt, 
wobei die Ortsteile Moos bis Unterleutasch an ungerade Kalenderwochen und die Ortsteile 
Weidach, Föhrenwald, Emmat, Seewald und Neuleutasch an gerade Kalenderwochen betroffen 
sind. 
Die Behälter für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle werden wöchentlich am Montag von der 
öffentlichen Müllabfuhr abgeholt. 
Fällt der Abfuhrtag auf einen Feiertag, verschiebt sich die Abfuhr auf den nächsten Werktag. 

(5) Die Behälter sind vom Grundeigentümer bzw. vom sonst hierüber Verfügungsberechtigten, wäh-
rend dieses Zeitraumes innerhalb des Grundstückes sichtbar am Straßenrand so aufzustellen, dass 

a) für die Hausbewohner und für die Nachbarschaft keine unzumutbare Belästigung durch Staub, Ge-
ruch oder Lärm erfolgt, 

b) diese von den Abfallbesitzern ordnungsgemäß benützt werden können, 
c) die Müllbehälter von den Beauftragten der Müllabfuhr auf kürzestem Wege und unter geringstem 

Zeitverlust abgeholt werden können. 

(6) Über- oder unterschreitet das tatsächliche Abfallaufkommen das vorgeschriebene Behältervolu-
men, so kann eine entsprechende Anpassung des Behältervolumens oder des Abholrhythmus beim 
Bürgermeister beantragt werden. 

(7) Die Entleerung der Sammelstelle beim Abfuhrunternehmer Leonhard Nairz in Klamm 67 gemäß § 3 
Abs. 2 lit. d erfolgt wöchentlich am Montag. 

§ 5 Festlegung des Systems der Entsorgung von Sperrmüll 

(1) Der Sperrmüll ist beim Abfallbeseitigungsverband der Region 10 in Boden-Niederlög abzugeben; 
die Öffnungszeiten sind Montag und Donnerstag in der Zeit von 8:00 bis 11:30 Uhr und Freitag in 
der Zeit von 13:00 bis 16:30 Uhr. 

(2) Die Abgabe von Sperrmüll ist zusätzlich jährlich einmal an einer zentralen Stelle möglich. Der ge-
naue Zeitpunkt und die Abgabestelle werden durch ortsübliche Kundmachung verlautbart. 

§ 6 Festlegung des Systems der getrennt zu sammelnden Siedlungsabfälle 

(1) Die Altstoffe und Verpackungen – Glas, Kunststoffe/Verbundstoffe, Papier/Kartonagen, Metalle, 
Elektroaltgeräte, Speisefette sowie Textilien - dürfen nicht in die nach § 4 vorgesehenen Behälter 
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für Restmüll und für biologisch verwertbare Siedlungsabfälle eingebracht werden, sondern sind der 
jeweils hierfür eingerichteten eigenen Sammlung zu übergeben. 

(2) Altglas ist in die aufgestellten Depotcontainer bei den Sammelinseln oder am Recyclinghof ge-
trennt nach Weiß- und Buntglas in die hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 
In die Altglasbehälter dürfen nicht eingebracht werden: 
Fensterglas, Spiegelglas, Drahtglas, Windschutzscheiben, Steingutflaschen, Porzellan, Ton, Glühbir-
nen, Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen, etc. 

(3) Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen: 
Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen sind in die aufgestellten Depotcontainer bei den Sam-
melinseln oder am Recyclinghof in die hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 
Zu den Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen gehören: 
Kunststoffsäcke, Kunststofffolien, Kunststoffflaschen, Kunststoffbecher, Blisterverpackungen, Styro-
porverpackungen, Verpackungen aus Materialverbund (Kunststoff, Karton, Aluminium), Milch- und 
Getränkeverpackungen, etc. 
Nicht zu den Kunststoff- und Verbundstoffverpackungen gehören: 
Spielzeug und Haushaltsgeräte aus Kunststoff, Gummi, etc. 

(4) Altpapier und Kartonagen sind in die aufgestellten Depotcontainer bei den am Recyclinghof ge-
trennt in die hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 
Nicht zum Altpapier gehören: 
Kohle- und Durchschreibpapier, Milch- und Getränkeverpackungen, Zellophan, Kunststofffolien, mit 
gefährlichen Abfällen und Lebensmittelresten verunreinigtes Papier, etc. 

(5) Metallverpackungen und Haushaltsschrott: 

a) Metallverpackungen sind in die aufgestellten Depotcontainer bei den Sammelinseln oder am Re-
cyclinghof in die hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 
Zu den Metallverpackungen gehören: 
Weißblech- und Aluminiumdosen (z.B. Getränke, Konserven, Tierfutter), Aluminiumfolien, Metalltu-
ben, Metalldeckel und -verschlüsse, etc. 
Nicht zu den Metallverpackungen gehören: 
nicht restentleerte Spraydosen, nicht restentleerte Mineralöl-, Farb- und Lackdosen, etc. 

b) Haushaltsschrott: 
Haushaltsschrott ist beim Abfallbeseitigungsverband der Region 10 in Boden-Niederlög zu den Öff-
nungszeiten gem. § 5 Abs. 1 in die hierfür vorgesehenen Container einzubringen. 
Zum Haushaltsschrott gehören: 
Öfen, Autofelgen, Maschinenteile, Fahrräder, Töpfe, etc. 
Nicht zum Haushaltsschrott gehören: 
Autowracks, Kühlgeräte, Ölradiatoren, Bildschirmgeräte, elektrische Haushaltsgeräte, etc. 

(6) Elektroaltgeräte: 
Großgeräte (Herde, Waschmaschinen, etc.), Kleingeräte (Radios, CD- und DVD-Player, Computer, 
Haushaltsgeräte, etc.) und Bildschirmgeräte (TV- und Computer-Bildschirme, etc.), Kühlgeräte 
(Kühl- und Gefrierschränke, Klimageräte, etc.) und Lampen (Leuchtstofflampen, Entladungslampen, 
Energiesparlampen, LED-Lampen, etc.) sind beim Abfallbeseitigungsverband der Region 10 in Bo-
den-Niederlög zu den Öffnungszeiten gem. § 5 Abs. 1 getrennt in die jeweils hierfür vorgesehenen 
Container einzubringen. 



Gemeinderatssitzung am 15.02.2024  9 

 

 

(7) Speisefette/-öle: 
Die mit Speisefetten und -ölen befüllten Behältnisse (z.B. Öli) sind im Austauschverfahren am Recyc-
linghof (Gemeindebauhof) abzugeben. 

(8) Alttextilien: 
Alttextilien sind bei den Sammelstellen befugter Sammler (z.B. gemeinnützige Vereine) abzugeben. 

§ 7 Festlegung des Systems der Sammlung von biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen 

(1) Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle sind: 

a) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle aus Gärten und Parkanlagen wie Rasenschnitt, Baum- und 
Strauchschnitt, Laub, Zierpflanzen, Blumen, Fallobst, Gemüseabfälle, etc. 

b) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle aus Haushalten wie Speisereste, verdorbene Lebensmittel, 
Obst- und Gemüsereste, Fisch-, Fleisch- und Wurstreste, Kaffee- und Teesud samt Filterpapier, Eier-
schalen, Schnittblumen, Topfpflanzen (mit Erde), Mist und Streu von Kleintieren (Stroh, Holzspäne), 
etc. 

c) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle aus Büros, Gaststätten, Großhandel, Kantinen, Cateringge-
werbe, Einzelhandel und vergleichbare Abfälle aus Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben 

d) unbeschichtetes Papier, welches mit Nahrungsmitteln in Berührung steht (z.B. Servietten) und zur 
Sammlung und Verwertung von biologisch verwertbaren Siedlungsabfällen geeignet ist (z.B. Bioab-
fallsäcke aus nachwachsenden Rohstoffen). 

(2) Nicht biologisch verwertbare Siedlungsabfälle sind: 
Verpackungsabfälle (Kunststoff, Glas, Metall), Textilien, Staubsaugerbeutel, Aschen, Windeln, Hygi-
eneartikel, Blumentöpfe, künstliche Katzenstreu, Schlachtabfälle, Kadaver, Knochen, etc. 

(3) Biologisch verwertbare Siedlungsabfälle sind, sofern sie nicht unter die Ausnahme des § 3 Abs. 2 lit. 
a (so genannte „Eigenkompostierer“) fallen, gesondert in Behältnissen entsprechend der Festlegun-
gen im § 4 zu sammeln und zu übergeben. 

(4) So genannte „Eigenkompostierer“ (Anforderungen an eine fachgerechte Eigenkompostierung sind 
der Broschüre „Abfallwirtschaft in Tirol“ auf der Homepage des Landes zu entnehmen) haben die 
Aufnahme und das Ende ihrer Tätigkeit bei der Gemeinde schriftlich zu melden. Damit verpflichtet 
sich der „Eigenkompostierer“, ganzjährig sämtliche biologisch verwertbaren Siedlungsabfälle auf 
dem eigenen Grundstück zu kompostieren (= Meldepflicht). 

(5) Saisonal anfallende Gartenabfälle (z.B. Rasenschnitt, Baum- und Strauchschnitt) sind bei der Kom-
postieranlage gemäß § 3 Abs. 2 lit. c abzugeben. 

§ 8 Verwendung der Behälter 

(1) Die aufgestellten Behälter sind so zu verwenden, dass die Verschmutzung der Behälter und der Auf-
stellungsorte möglichst hintangehalten wird. Die Ablagerung von Abfällen neben den Behältern – 
auch im Falle deren Überfüllung – ist untersagt. 

(2) Das Einbringen von flüssigen und heißen Abfällen in die Behälter ist untersagt. 

(3) Für eine regelmäßige Reinigung der Müllbehälter ist vom jeweiligen Grundeigentümer zu sorgen. 

§ 9 Strafbestimmungen 

Zuwiderhandlungen gegen die Müllabfuhrordnung werden gemäß § 20 des Tiroler Abfallwirt-
schaftsgesetzes, LGBl. Nr. 3/2008, in der Fassung LGBl. Nr. 34/2023, bestraft. 

§ 10 Inkrafttreten 
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(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages des Anschlages an der Amtstafel der Gemeinde 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die bisher geltende Müllabfuhrordnung vom 03.02.2009 außer Kraft. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die vorliegende Müllabfuhrordnung. 

7) Beratung und Beschlussfassung über die Kanalordnung 

§ 1 Anschlussbereich 

Für die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage der Gemeinde Leutasch wird der Anschlussbe-
reich in die Weise festgelegt, dass der Abstand zwischen der Achse des jeweiligen Sammelkanals 
und der Grenze des Anschlussbereiches mit 50 m gemessen nach der horizontalen Entfernung, 
festgelegt wird. 
Diese Festlegung gilt für den gesamten Anschlussbereich einheitlich. 

§ 2 Anschlusspflicht 

An die öffentliche Kanalisation der Gemeinde Leutasch sind sämtliche Abwässer aus Gebäuden, 
sonstigen baulichen Anlagen und Sammelkanälen nicht öffentlicher Kanalisation auf Grundstücken, 
die ganz oder teilweise im Anschlussbereich liegen, anzuschließen. Niederschlags-, Oberflächen-, 
sowie sonstige Fremdwässer dürfen nicht an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden. 
Diese Festlegungen gelten für den gesamten Anschlussbereich einheitlich. 

Es wird darauf hingewiesen, dass in Bereichen mit Trennkanalisation in Absprache mit der Ge-
meinde eine Einleitung von Niederschlags-, Oberflächen-, sowie sonstige Fremdwässer in den da-
für vorgesehenen Oberflächenkanal erfolgen kann. 

§ 3 Trennstelle (Übergabestelle) 

Trennstelle ist die Schnittstelle zwischen der Entwässerungsanlage und dem Anschlusskanal oder 
Sammelschacht der öffentlichen Kanalisation. 

§ 4 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 01.04.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher geltende Kanalordnung 
vom 12.12.2023 außer Kraft. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die vorliegende Kanalordnung. 

8) Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Frau Margit Heis um Änderung des Flächen-
widmungsplanes auf den Gste. 444/2, 443 und 2910/1 von Freiland in Landwirtschaftliches Misch-
gebiet 

Kurzbeschreibung der geplanten Änderung: 

Der gegenständliche Planungsbereich befindet sich in der Gemeinde Leutasch im Ortsteil Gasse, 
östlich direkt angrenzend an die Landesstraße L14 – Leutascher Straße. Das Grundstück 443 ist als 
Landwirtschaftliches Mischgebiet gewidmet und bereits bebaut. Die Bebauung reicht jedoch über 
die Grundstücksgrenzen hinweg und beansprucht auch noch einen Teil der Grundstücke 2910/1 
und 444/2, welche teils als Landwirtschaftliches Mischgebiet und teils als Freiland gewidmet sind. 
Die Grundgrenze wird nun an die tatsächlichen Gegebenheiten angepasst. Infolgedessen sollen die 
als Freiland gewidmeten Flächen, welche nun der GP 443 zugeschlagen werden, sowie eine mini-
male Fläche der GP 443 selbst, im Sinne einer einheitlichen Bauplatzwidmung als Landwirtschaftli-
ches Mischgebiet umgewidmet werden. 
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Festlegungen im Flächenwidmungsplan: 

Die Fläche ist gemäß dem geltenden Flächenwidmungsplan der Gemeinde als Freiland gem. § 41 
gewidmet. 

  
Nutzungsbeschränkungen: 

Der Planungsbereich befindet sich innerhalb des raumrelevanten Bereichs der Wildbach- und Lawi-
nenverbauung (WLV) und außerhalb kenntlichgemachter Gefährdungs-, Hinweis- oder Vorbehalts-
bereiche. 

Die Abfrage des tirisMaps-Webauskunftsdienstes Abfallwirtschaft ergibt keine Hinweise auf Altlas-
ten oder Verdachtsflächen im Bereich der Änderungsfläche. 

Der Planungsbereich ist vom Schutzbereich einer angrenzenden Mittelspannungsleitung betroffen. 
Eine Stellungnahme des Leitungsbetreibers (TINETZ) wurde in Auftrag gegeben. Die Stellung-
nahme liegt zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht vor. 

Es finden sich keine weiteren relevanten Nutzungsbeschränkungen oder sonstige Kenntlichma-
chungen für den gegenständlichen Planungsbereich. 

Bebauungsplan: 

Im gegenständlichen Planungsbereich existiert derzeit kein Bebauungsplan. 

Verkehrstechnische Erschließung und technische Infrastruktur: 

Die verkehrstechnische Erschließung des Bereichs erfolgt über die angrenzende L14 Leutascher 
Straße. 

Mit Blick auf die Bestandsbebauung und die Lage innerhalb des zentralen Siedlungsgebiets kann 
davon ausgegangen werden, dass die erforderliche technische Infrastruktur vorhanden ist oder mit 
vertretbarem Aufwand hergestellt werden kann. 

Änderung des Flächenwidmungsplans 

Mit der vorliegenden Änderung soll eine Teilfläche der GP 443 im Ausmaß von rund 5 m² von der-
zeit Freiland gem. § 41 TROG in Landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 (5) TROG 2022, sowie 
eine Teilfläche des Gst. 2910/1 im Ausmaß von rund 53 m² und eine Teilfläche des Gst. 444/2 von 
derzeit Freiland gem. § 41 TROG in Landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 (5) TROG 2022 ge-
widmet werden. 
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Raumordnungsfachliche Stellungnahme 

Die gegenständliche Änderung dient lediglich der Herstellung einer einheitlichen Bauplatzwid-
mung. 

Es handelt sich somit um eine geringfügige Widmungsanpassung, durch die keine negativen Aus-
wirkungen in einem fachlich relevanten Maßstab gegenüber der aktuellen Situation sowie für die 
weitere Siedlungsentwicklung zu erwarten ist. 

Die Änderung des Flächenwidmungsplans entspricht den Festlegungen im Örtlichen Raumord-
nungskonzepts sowie den Aufgaben und Zielen der Örtlichen Raumordnung gem. § 27 TROG 
2022. 

Zusammenfassung: 

Aufgrund der obigen Ausführungen besteht gegen die geplante Änderung des Flächenwidmungs-
plans – vorbehaltlich der positiven Stellungnahme der TINETZ – aus raumordnungsfachlicher Sicht 
kein Einwand. 

Der Vorsitzende ergänzt, dass eine positive Stellungnahme der TINETZ mittlerweile vorliege. 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat gemäß § 68 Abs. 3 i.V.m § 63 
Abs. 9 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, den von Arch. DI 
Stefan Brabetz ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 
Gemeinde Leutasch vom 18.01.2024, Zahl eFWP-326-2024-00001, durch vier Wochen hin-
durch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

Der Entwurf sieht eine Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Leutasch im Be-
reich der Grundparzelle 2910/1 im Ausmaß von rund 53 m², der Grundparzelle 443 im Aus-
maß von rund 5 m² und der Grundparzelle 444/2 im Ausmaß von rund 46 m² von derzeit Frei-
land gem. § 41 TROG in Landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 (5) TROG 2022, vor. 

Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 
entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Leutasch gefasst. 

Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnah-
mefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle 
abgegeben wird. 

9) Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Frau Heidi Rödlach um Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes auf den Gste. 1554/6 und 3083 von Freiland in Landwirtschaftliches Mischge-
biet 

Kurzbeschreibung der geplanten Änderung: 
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Der gegenständliche Planungsbereich befindet sich in der Gemeinde Leutasch, in zweiter Reihe 
nordwestlich der Landesstraße L14 – Leutascher Straße gelegen, im Ortsteil Unterkirchen. Die 
Grundstücke 1554/6 und 3083 sind unbebaut und derzeit Großteils als Landwirtschaftliches Misch-
gebiet gewidmet. Ein kleiner Teil (rd. 77 m²) ist als Freiland gewidmet. Durch die Umwidmung die-
ser Flächen in Landwirtschaftliches Mischgebiet soll eine einheitliche Bauplatzwidmung hergestellt 
werden. Die Zufahrt zu den Grundstücken erfolgt über ein Servitut über die angrenzenden Grund-
stücke 1553, 1554/5 und 1554/6. 

Festlegungen im Flächenwidmungsplan:  

Die Fläche ist gemäß dem geltenden Flächenwidmungsplan der Gemeinde als Freiland gem. § 41 
gewidmet. 

  
Nutzungsbeschränkungen:  

Der Planungsbereich befindet sich innerhalb des raumrelevanten Bereichs der Wildbach- und Lawi-
nenverbauung (WLV) und außerhalb kenntlichgemachter Gefährdungs-, Hinweis- oder Vorbehalts-
bereiche. 

Die Abfrage des tirisMaps-Webauskunftsdienstes Abfallwirtschaft ergibt keine Hinweise auf Altlas-
ten oder Verdachtsflächen im Bereich der Änderungsfläche. 

Lt. TirisMaps berührt im Westen marginal ein Flächiges Biotop mit dem Hinweis auf Kammgraswei-
den und Borstgrasrasen die Änderungsfläche. Aufgrund der Geringfügigkeit wird auf eine natur-
kundefachliche Stellungnahme verzichtet. 

Bebauungsplan:  

Im gegenständlichen Planungsbereich existiert derzeit kein Bebauungsplan. 

Verkehrstechnische Erschließung und technische Infrastruktur: 

Die verkehrstechnische Erschließung des Bereichs ist über ein Servitut über die angrenzenden 
Grundstücke 1553, 1554/5 und 1554/6 sichergestellt. 

Da sich in unmittelbarer Nähe Bestandsgebäude (und bebaute und gewidmete Flächen) befinden, 
kann davon ausgegangen werden, dass die erforderliche technische Infrastruktur im Nahbereich 
vorhanden ist oder mit vertretbarem Aufwand hergestellt werden kann. 

Änderung des Flächenwidmungsplans 

Mit der vorliegenden Änderung soll eine Teilfläche der GP 1554 im Ausmaß von rund 19 m² von 
derzeit Freiland gem. § 41 TROG in Landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 (5) TROG 2022, so-
wie eine Teilfläche der GP 3083 im Ausmaß von rund 58 m² von derzeit Freiland gem. § 41 TROG in 
Landwirtschaftliches Mischgebiet gem. § 40 (5) TROG 2022 gewidmet werden. 



Gemeinderatssitzung am 15.02.2024  14 

 

 

 
Raumordnungsfachliche Stellungnahme 

Die gegenständliche Änderung dient lediglich der Herstellung einer einheitlichen Bauplatzwid-
mung. 

Es handelt sich somit um eine geringfügige Widmungsanpassung, durch die keine negativen Aus-
wirkungen in einem fachlich relevanten Maßstab gegenüber der aktuellen Situation sowie für die 
weitere Siedlungsentwicklung zu erwarten ist. 

Die Änderung des Flächenwidmungsplans entspricht den Festlegungen im Örtlichen Raumord-
nungskonzepts sowie den Aufgaben und Zielen der Örtlichen Raumordnung gem. § 27 TROG 
2022. 

Zusammenfassung: 

Aufgrund der obigen Ausführungen besteht gegen die geplante Änderung des Flächenwidmungs-
plans aus raumordnungsfachlicher Sicht kein Einwand. 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat gemäß § 68 Abs. 3 i.V.m § 63 
Abs. 9 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, den von Arch. DI 
Stefan Brabetz ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 
Gemeinde Leutasch vom 18.01.2024, Zahl eFWP-326-2024-00002, durch vier Wochen hin-
durch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

Der Entwurf sieht eine Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Leutasch im Be-
reich der Grundparzelle 1554/6 im Ausmaß von rund 19 m² und der Grundparzelle 3083 im 
Ausmaß von rund 58 m² von derzeit Freiland gem. § 41 TROG in Landwirtschaftliches Misch-
gebiet gem. § 40 (5) TROG 2022, vor. 

Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 
entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Leutasch gefasst. 

Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnah-
mefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle 
abgegeben wird. 

10) Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Frau Vanessa Bernardin um Änderung des 
Flächenwidmungsplanes auf den Gste. 733/1 und 734/2 von Freiland in Landwirtschaftliches Misch-
gebiet 

Kurzbeschreibung der geplanten Änderung: 
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Der gegenständliche Planungsbereich befindet sich im Ortsteil Lehner, nördlich der Landesstraße 
L14 – Leutascher Straße. Die Grundstücke 733/1 und 734/2 sind unbebaut, überwiegend eben und 
als Landwirtschaftliches Mischgebiet gewidmet. Im Norden und Süden grenzen Freilandflächen an, 
welche zum Teil als Weg geführt werden (Norden). Ein unterirdisch gefasster Bach führt von der 
nordöstlichen Grundstücksecke der GP 733/1 quer über die Parzellenfläche bis in die südöstliche 
Ecke der GP 734/2. Die Parzellen in der derzeitigen Form sind somit nur bedingt bebaubar. Im 
Zuge einer Grenzbereinigung sollen nun - unter Inanspruchnahme der angrenzenden Grundstücke 
- zwei Bauparzellen generiert werden, die eine Bebauung zulassen, ohne den Verlauf des unterirdi-
schen Gewässers zu tangieren. Im Sinne einer einheitlichen Bauplatzwidmung wird die Flächenwid-
mung den neuen Grundstücksgrenzen angepasst und als Landwirtschaftliches Mischgebiet mit zeit-
licher Befristung umgewidmet. 

Festlegungen im Flächenwidmungsplan: 

Die Fläche ist gemäß dem geltenden Flächenwidmungsplan der Gemeinde als Landwirtschaftliches 
Mischgebiet lt. § 40 (5) TROG mit zeitlicher Befristung lt. § 37a (1) TROG bzw. als Freiland § 41 
TROG gewidmet. 

  
Nutzungsbeschränkungen: 

Der Planungsbereich befindet sich innerhalb des raumrelevanten Bereichs der Wildbach- und Lawi-
nenverbauung (WLV) und innerhalb eines gelben Gefahrenzonenbereichs. In einer Stellungnahme 
der WLV vom 12.07.2023, welche im Zuge der damaligen Flächenwidmungsplanänderung für den 
ggstl. Bereich eingeholt wurde, wird festgehalten, dass der (damaligen) „Änderung des Flächen-
widmungsplanes aus wildbachfachlicher Sicht zugestimmt werden kann. Es wird jedoch festgehal-
ten, dass in Bereichen der Gelben Wildbachgefahrenzonen es zu einem flächigen Schadwasserab-
fluss kommen kann. Speziell bei Eintreten des Bemessungsereignisses ist mit einem Schadwasser-
abfluss mit Geschiebe je nach topographischer Lage mit 0,30 m bis 0,50 m zu rechnen. Daher sind 
sämtliche Bauvorhaben im Bereich der Umwidmung darauf auszulegen und im Falle einer Bebau-
ung der genannten Grundparzellen ist eine Stellungnahme der WLV zwingend erforderlich.“ 

Auf eine erneute Stellungnahme der WLV wird verzichtet. Im Zuge des Bauverfahrens ist aber je-
denfalls die WLV miteinzubeziehen! 

Im Zuge der Fortschreibung des ROK im Jahr 2021 wurde für den ggstl. Bereich eine Stellung-
nahme der AS für Geologie eingeholt. Aus diesem Gutachten geht hervor, dass im ggstl. Gebiet 
keine geogenen Gefährdungen oder problematischen Untergrundverhältnisse zu erwarten sind. 

Die Abfrage des tirisMaps-Webauskunftsdienstes Abfallwirtschaft ergibt keine Hinweise auf Altlas-
ten oder Verdachtsflächen im Bereich der Änderungsfläche. 

Es finden sich keine weiteren relevanten Nutzungsbeschränkungen oder sonstige Kenntlichma-
chungen für den gegenständlichen Planungsbereich. 

Bebauungsplan: 
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Für den gegenständlichen Planungsbereich existiert ein Bebauungsplan, welcher allerdings für die 
ursprünglichen Grundstückskonfiguration beschlossen wurde und aufgrund der neuen Grund-
stückssituation nie zur Kundmachung und somit nie zur Rechtsgültigkeit gelangte. In einem paralle-
len Verfahren wird somit auch der Bebauungsplan der neuen Grundstückskonfiguration angepasst. 

Verkehrstechnische Erschließung und technische Infrastruktur: 

Die verkehrstechnische Erschließung des Bereichs erfolgt über die im Nordwesten angrenzende 
private Verkehrsfläche, welche vorerst in Form eines Umkehrplatzes am Grundstück endet. Der be-
stehende Weg zur Hofstelle im Osten soll etwas nach Norden verschoben werden (dieser führt der-
zeit über die Fläche der neuen östlichen Parzelle), um so eine Zufahrt zum Hof im Osten weiterhin 
zu ermöglichen. Eine Zufahrt zur östlich gelegenen Hofstelle ist zudem auch weiterhin über die öf-
fentliche Straße im Süden sichergestellt. Die südlichen Bereiche im Freiland sind derzeit noch nicht 
für weitere Entwicklungen vorgesehen. Die aktuelle Widmung steht einer verkehrstechnischen Er-
schließung dieser Gebiete jedoch nicht entgegen. 

Mit Blick auf die Bestandsbebauung in unmittelbarer Umgebung und die Lage innerhalb des Sied-
lungsgebiets kann davon ausgegangen werden, dass die erforderliche technische Infrastruktur vor-
handen ist oder mit vertretbarem Aufwand hergestellt werden kann. 

Änderung des Flächenwidmungsplans 

Mit der vorliegenden Änderung sollen jeweils Teilflächen der GP 734/2, 783/1, 732, 733/1, 783/3, 
2912 zugunsten einer Neuregelung der Grundstücksgrenzen von einerseits Freiland in Landwirt-
schaftliches Mischgebiet mit zeitlicher Befristung bzw. von Landwirtschaftliches Mischgebiet mit 
zeitlicher Befristung in Freiland umgewidmet werden. Außerdem wird eine einheitliche Zählerzutei-
lung angestrebt, wodurch bereits als Landwirtschaftliches Mischgebiet mit der Festlegung Zähler 1 
gewidmete Flächen in Landwirtschaftliches Mischgebiet mit der Zählerfestlegung 3 umgewidmet 
werden. Der Verlauf der bereits als geplante örtliche Straße ausgewiesenen Fläche im Süden des 
ggstl. Bereichs wird bis zur neuen Grundgrenze als VPLÖ-Fläche weitergeführt. 

Die im geltenden örtlichen Raumordnungskonzepts ausgewiesenen Rückwidmungsflächen werden 
in einem gesonderten Verfahren berücksichtigt. 

 
Raumordnungsfachliche Stellungnahme 

Die gegenständliche Änderung dient lediglich der Herstellung einer einheitlichen Bauplatzwid-
mung im Zuge einer Grenzbereinigung. 

Es handelt sich somit um eine geringfügige Widmungsanpassung, durch die keine negativen Aus-
wirkungen in einem fachlich relevanten Maßstab gegenüber der aktuellen Situation sowie für die 
weitere Siedlungsentwicklung zu erwarten ist. 
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Die Änderung des Flächenwidmungsplans entspricht den Festlegungen im Örtlichen Raumord-
nungskonzepts sowie den Aufgaben und Zielen der Örtlichen Raumordnung gem. § 27 TROG 
2022. 

Zusammenfassung: 

Aufgrund der obigen Ausführungen besteht gegen die geplante Änderung des Flächenwidmungs-
plans aus raumordnungsfachlicher Sicht kein Einwand. 

Der Vorsitzende ergänzt, dass unsererseits deswegen auch die Wasserleitung zum Kanal gelegt 
werden müsse. 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat gemäß § 68 Abs. 3 i.V.m § 63 
Abs. 9 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, den von Arch. DI 
Stefan Brabetz ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 
Gemeinde Leutasch vom 30.01.2024, Zahl eFWP-326-2024-00006, durch vier Wochen hin-
durch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

Der Entwurf sieht eine Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Leutasch im Be-
reich der Grundparzelle 2912 im Ausmaß von rund 29 m² von Landwirtschaftliches Mischge-
biet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 1 in Landwirtschaftliches 
Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 sowie von rund 
4 m² von Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festle-
gung Zähler: 1 in Freiland § 41 sowie von rund 54 m² von Freiland § 41 in Landwirtschaftli-
ches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 
weiters im Bereich des Gst. 732 im Ausmaß von rund 50 m² von Freiland § 41 in Landwirt-
schaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 so-
wie von rund 14 m² von Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) in Landwirtschaftliches 
Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 sowie von rund 
49 m² von Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Fest-
legung Zähler: 1 in Freiland § 41 sowie von rund 57 m² von Landwirtschaftliches Mischgebiet 
§ 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 1 in Landwirtschaftliches 
Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 
weiters im Bereich des Gst. 733/1 im Ausmaß von rund 614 m² von Landwirtschaftliches 
Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 1 in Landwirt-
schaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 so-
wie von rund 45 m² von Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) in Landwirtschaftliches 
Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 sowie von rund 
50 m² von Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Fest-
legung Zähler: 1 in Freiland § 41 
weiters im Bereich des Gst. 734/2 im Ausmaß von rund 1 m² von Freiland § 41 in Landwirt-
schaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 so-
wie von rund 177 m² von Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 
37a (1), Festlegung Zähler: 1 in Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Be-
fristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 sowie von rund 50 m² von Landwirtschaftliches Misch-
gebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 1 in Freiland § 41 
weiters im Bereich des Gst. 783/1 im Ausmaß von rund 13 m² von Landwirtschaftliches 
Mischgebiet § 40 (5) in Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 
37a (1), Festlegung Zähler: 3 sowie von rund 29 m² von Freiland § 41 in Landwirtschaftliches 
Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 
weiters im Bereich des Gst. 783/3 im Ausmaß von rund 71 m² von Landwirtschaftliches 
Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 1 in Landwirt-
schaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3 so-
wie von rund 11 m² von Freiland § 41 in Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) mit 
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zeitlicher Befristung § 37a (1), Festlegung Zähler: 3, 
vor. 

Weiters sieht der Entwurf eine Festlegung des Verlaufs einer geplanten örtlichen Straße gem. 
§ 53.1 im Bereich der Grundstücke 733/1 (rund 4 m²), 732 (rund 5 m²) und 734/2 (rund 18 
m²) vor. 

Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 
entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Leutasch gefasst. 

Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnah-
mefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle 
abgegeben wird. 

11) Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Frau Vanessa Bernardin um die Erlassung ei-
nes Bebauungsplanes im Bereich der Grundstücke 733/1 und 734/2 

Geplante Maßnahme 

Der gegenständliche Planungsbereich befindet sich im Ortsteil Lehner, nördlich der Landesstraße 
L14 – Leutascher Straße. Die Grundstücke 733/1 und 734/2 sind unbebaut und überwiegend eben. 
Im Zuge der Planung für ein Einfamilienhaus auf der GP 734/2 kam der Verlauf eines unterirdisch 
gefassten Baches zutage, welcher von der nordöstlichen Grundstücksecke der GP 733/1 quer über 
die Parzellenfläche bis in die südöstliche Ecke der GP 734/2 führt. Infolgedessen wurden die Parzel-
lengrenzen zugunsten der Bebaubarkeit angepasst und die Planung dementsprechend Richtung 
Norden verschoben. Für das Gebiet gilt eine Bebauungsplanpflicht. Der für die ursprüngliche Pla-
nung bereits erstellte Bebauungsplan entspricht nicht mehr der neuen Grundstücksituation und 
muss daher angepasst werden. 

Derzeitige Festlegung im Örtlichen Raumordnungskonzept: 

Gemäß den Festlegungen der ersten Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes liegt 
die Fläche innerhalb des baulichen Entwicklungsbereichs mit dem Zähler L23 (Z0/B!D1). 

Dazu finden sich in der Zählerbeschreibung folgende Erläuterungen: 

• L Vorwiegend landwirtschaftliche Nutzung 
• Z0 Bedarfszeitraum in Abhängigkeit von bestimmten Bedingungen 
• D1 überwiegend lockere Bebauung: Baumassendichte Mindest (BMD M) mit 1,0, Baumas-

sendichte (BMD H) Höchst 1,80, Nutzfläche (NF) Höchst: 180 m²; 
• B! Bebauungsplanpflicht 

L-23 Ortsteil Lehner (z1/z0; B!; D1) 

Die ausgewiesene Fläche befindet sich im Ortsteil Lehner und soll der Baulandnutzung zugeführt 
werden und wird daher mit dem neuen Zähler L-23 in die bauliche Entwicklung aufgenommen. Eine 
geringfügige Teilfläche dieser Fläche ist bereits als Bauland ausgewiesen (Zeitzone z1). Bei Umwid-
mung dieser Flächen ist jedenfalls die verkehrsmäßige Erschließung der südlich angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen zu berücksichtigen (Verkehrsweg erforderlicher Neubau Vk-04 – „Er-
schließung im Nordosten des Ortsteiles Lehner“). Eine Bebauung darf nur bei nachgewiesenem Be-
darf und eine allfällige Wohnbebauung hat in kleinstrukturierter Form (Ein- und Zweifamilienwohn-
häuser) zu erfolgen und ist jedenfalls die Verpflichtung eines Bebauungsplanes (B!) notwendig. Es 
gilt die Vertragsraumordnung. 

Verkehrsmäßige Erschließung: Haupterschließung durch Bestand gegeben. 

Wasserversorgung: Anschluss an Bestand möglich. 

Abwasserentsorgung: Anschluss an Bestand gegeben. 
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Festlegungen im Flächenwidmungsplan:  

Die Fläche wird gemäß einer vorangegangenen Flächenwidmungsplanänderung der Gemeinde als 
Landwirtschaftliches Mischgebiet lt. § 40 (5) mit zeitlicher Befristung lt. § 37a (1) gewidmet. 

 
Bebauungsplan: 

Für die gegenständlichen Grundstücke existiert ein nicht rechtskräftiger Bebauungsplan, welcher 
sich jedoch auf den ursprünglich vorgesehenen Grenzverlauf bezieht. Dieser wird durch den vor-
liegenden Bebauungsplan ersetzt. 

Nutzungsbeschränkungen: 

Der Planungsbereich befindet sich innerhalb des raumrelevanten Bereichs der Wildbach- und Lawi-
nenverbauung (WLV) und innerhalb eines gelben Gefahrenzonenbereichs. In einer Stellungnahme 
der WLV vom 12.07.2023, welche im Zuge der damaligen Flächenwidmungsplanänderung für den 
ggstl. Bereich eingeholt wurde, wird festgehalten, dass der (damaligen) „Änderung des Flächen-
widmungsplanes aus wildbachfachlicher Sicht zugestimmt werden kann. Es wird jedoch festgehal-
ten, dass in Bereichen der Gelben Wildbachgefahrenzonen es zu einem flächigen Schadwasserab-
fluss kommen kann. Speziell bei Eintreten des Bemessungsereignisses ist mit einem Schadwasser-
abfluss mit Geschiebe je nach topographischer Lage mit 0,30 m bis 0,50 m zu rechnen. Daher sind 
sämtliche Bauvorhaben im Bereich der Umwidmung darauf auszulegen und im Falle einer Bebau-
ung der genannten Grundparzellen ist eine Stellungnahme der WLV zwingend erforderlich.“ 

Die Fläche wird gemäß einer vorangegangenen Flächenwidmungsplanänderung der Gemeinde als 
Landwirtschaftliches Mischgebiet lt. § 40 (5) mit zeitlicher Befristung lt. § 37a (1) gewidmet. 

Auf eine erneute Stellungnahme der WLV wird verzichtet. Im Zuge des Bauverfahrens ist aber je-
denfalls die WLV miteinzubeziehen. 



Gemeinderatssitzung am 15.02.2024  20 

 

 

Bezüglich der Fortschreibung des ROK liegt ebenfalls eine Stellungnahme der AS für Geologie vom 
19.09.2021 vor. Aus diesem Gutachten geht hervor, dass im ggstl. Gebiet keine geogenen Gefähr-
dungen oder problematischen Untergrundverhältnisse zu erwarten sind. 

Die Abfrage des tirisMaps-Webauskunftsdienstes Abfallwirtschaft ergibt keine Hinweise auf Altlas-
ten oder Verdachtsflächen im Bereich der Änderungsfläche. 

Es finden sich keine weiteren relevanten Nutzungsbeschränkungen oder sonstige Kenntlichma-
chungen für den gegenständlichen Planungsbereich. 

Verkehrstechnische Erschließung und technische Infrastruktur: 

Die verkehrstechnische Erschließung des Bereichs erfolgt über die im Nordwesten angrenzende 
Verkehrsfläche. 

Mit Blick auf die Bestandsbebauung in unmittelbarer Umgebung und die Lage innerhalb des Sied-
lungsgebiets kann davon ausgegangen werden, dass die erforderliche technische Infrastruktur vor-
handen ist oder mit vertretbarem Aufwand hergestellt werden kann. 

Raumordnungsfachliche Stellungnahme: 

Gegen den vorliegenden Bebauungsplan bestehen aus raumordnungsfachlicher Sicht keine Ein-
wände. 

Der Vorsitzende ergänzt, dass eine verkürzte Auflage wegen der - gegenüber bereits beschlosse-
nen Planung - geänderten Lage des Objektes erfolgen könne. 

Der Gemeinderat beschließt, den Beschluss des Gemeinderates vom 16.03.2023 über die Er-
lassung eines Bebauungsplanes vom 02.02.2023, Zahl eFWP-326-2023-00001, aufzuheben. 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat gemäß § 64 Abs. 5 des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022 - TROG 2022, LGBl. Nr. 43, den von Arch. DI Stefan Brabetz 
ausgearbeiteten Entwurf über die Erlassung eines Bebauungsplanes vom 06.02.2024, Zahl 
326BP24-02, durch zwei Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 3 TROG 2022 der Beschluss über die Erlassung des gegen-
ständlichen Entwurfes gefasst. 

Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnah-
mefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle 
abgegeben wird. 

12) Beratung und Beschlussfassung über den Antrag von Herrn Franz Neuner über den Erwerb von 
zwei Teilflächen aus den Gste. 3077/4 und 3077/1 

Herr Franz Neuner, Plaik 95, ist auf Teilflächen der Gste. 3077/4 und 3077/1 bereits teilwaldberech-
tigt und beantragt den käuflichen Erwerb im Ausmaß von insgesamt 579 m² wie im Teilungsvor-
schlag von Necon ZT KG dargestellt. 

Der Vorsitzende ergänzt, dass mit dem damaligen Bürgermeister die Ablöse des Teilwaldrechtes 
für die Erschließung der Reichlehnfütterung vereinbart wurde und Herr Neuner im Gegenzug be-
sagte Fläche um € 2,-/m² erwerben könne. Eine bauliche Entwicklung ist aus heutiger Sicht offenbar 
nicht angedacht. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Veräußerung von zwei Teilflächen aus den Gste. 
3077/4 und 3077/1 im Ausmaß von insgesamt 579 m² zum Preis von € 2,-/m². Sämtliche Ne-
benkosten gehen zu Lasten des Antragstellers. 
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13) Beratung und Beschlussfassung über den Antrag der Hotel Quellenhof GmbH um Erwerb einer 
Teilfläche aus Gst. 2960/1 der Gemeinde Leutasch (öffentliches Gut) 

Herr Dr. Robert Heitzmann beantragt im Namen der Hotel Quellenhof GmbH den käuflichen Erwerb 
einer Teilfläche aus Gst. 2960/1 im Ausmaß von ca. 143 m² als Park- und Schneeabladefläche. 

Im Gegenzug könnte ein Tausch mit für den Straßenraum wichtige Flächen in Emmat erfolgen. Hier 
wären Flächen von ca. 162 m² betroffen, welche zum Teil bereits als Straßenfläche verwendet wer-
den und in diesem Zuge bereinigt werden könnten. 

Der Vorsitzende ergänzt, dass auch Herr Rainer Außerladscheider Interesse für dieses Grundstück 
als Schneeabladefläche und Durchgang zur Loipe bekundet habe. 

Man ist der allgemeinen Auffassung, dass ein gegenseitiges Durchgangsrecht privatrechtlich zu lö-
sen sein wird und das öffentliche Interesse angesichts der angebotenen Tauschfläche in Emmat zur 
Straßenverbreiterung jedenfalls höher zu werten sei. 

Der Gemeinderat beschließt mehrheitlich (Enthaltung von GVin Marion Neuner wegen Befan-
genheit) die Exkamerierung gem. § 15 Tiroler Straßengesetz und die Veräußerung einer Teil-
flächen aus Gst. 2960/1 im Ausmaß von 143 m² an die Hotel Quellenhof GmbH. Statt des 
Kaufs erfolgt ein wertgleicher Tausch mit Teilflächen der Gste. 630/3 und 630/5 im Ausmaß 
von insgesamt 162 m². 
Sämtliche Nebenkosten teilen sich der Antragstellerin und die Gemeinde Leutasch. 

14) Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe der Restaurierungsarbeiten für die Wehranlage 
Schanz 

Aufgrund herabgestürzter Steine aus dem historischen Mauerwerk, wurde die Anlage gesperrt und 
weitere Mängel festgestellt, welche die Verkehrssicherheit gefährden. Durch Wurzelwachstum und 
ständigem Witterungseinfluss könnten sich weitere Gesteinsbrocken lösen. 

Es wurde beim Bundesdenkmalamt, der Landesgedächtnisstiftung und der Kulturabteilung des 
Landes um Unterstützung angesucht. Auf deren Empfehlung wurde ein Angebot eines dazu befug-
ten Restaurators eingeholt, welcher den Aufwand mit € 20.846,40 brutto schätzt. 

Die Kulturabteilung gewährt dabei eine Förderung in Höhe von € 4.700,- und das Bundesdenkmal-
amt von € 2.050,-. Die erforderlichen Mittel wurden im Haushalt 2024 berücksichtigt. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Vergabe der Restaurierungsarbeiten für die 
Wehranlage Schanz an die Fa. Franz Brunner aus Thaur mit einer Auftragssumme von € 
17.372,00 netto. 

15) Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss eines Vorvertrages für das Naturwaldreservat 
Zwirchkopf 

Mit der Unterzeichnung der Resolutionen der Ministerkonferenz zum Schutz der Wälder in Europa 
1993 in Helsinki hat sich Österreich verpflichtet, die Einrichtung eines Netzwerkes von „Klimax-, Pri-
mär- und anderen speziellen Wälder“ voranzutreiben. Eine ähnliche Verpflichtung geht Österreich 
mit dem Bergwaldprotokoll zur Alpenkonvention ein. Zur Erhaltung und geeigneten Förderung der 
Biodiversität als essenzielles Element einer nachhaltigen Forstwirtschaft sollen Naturwaldreservate 
errichtet werden. Naturwaldreservate dienen folgenden Zielen: 

• Schaffung eines österreichischen Netzes von Naturwaldreservaten, in dem alle im jeweili-
gen Wuchsgebiet vorkommenden typischen Waldgesellschaften repräsentiert sind.  

• Punktuelle Erhaltung oder Wiederherstellung von solchen repräsentativen oder gefährde-
ten Waldökosystemen.  
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• Erhaltung und Verbesserung der biologischen Diversität des Waldes als Grundvorausset-
zung für sein nachhaltiges Bestehen und die Erfüllung seiner Funktionen.  

• Nutzung für Forschung und Bildung.  

Das Bundesforschungs- und Ausbildungszentrum für Wald, Naturgefahren und Landschaft (BFW), 
führt das Vorhaben NatWALD – Identifizierung, Auswahl, Einrichtung & Monitoring von neuen Na-
turwaldreservateflächen durch. Dem BFW wurde vom Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft, Regionen und Wasserwirtschaft (BML) zur Umsetzung des Projekts im Rahmen des Österrei-
chischen Programmes für Ländliche Entwicklung 2014-2020 beauftragt.  

Ziel des Projekts ist die langfristige Einrichtung von neuen Naturwaldreservaten zur Erforschung der 
natürlichen Waldentwicklung ohne Bewirtschaftung, die Erhaltung der für die betreffende Waldge-
sellschaft typischen Biodiversität, die Einrichtung eines Netzes von standardisierten Probeflächen 
für Monitoringzwecke. 

Für die vom BFW zu erbringenden Forschungsleistungen ist die Außernutzungstellung von Waldflä-
chen mit einer Fläche idealerweise von mindestens 30 ha in verschiedenen Bundesländern und 
Wuchsgebieten unter bestmöglicher Gewährleistung des Vernetzungseffektes erforderlich. Zur Ziel-
erreichung ist es erforderlich, dass die Waldflächen innerhalb des Vertragszeitraums nicht forstwirt-
schaftlich genutzt werden und auf diesen Waldflächen keine Maßnahmen erfolgen dürfen, die die 
Erhaltung dieser ökologisch wertvollen Waldflächen beeinträchtigen. Es gilt Waldgesellschaften zu 
identifizieren, die bisher im Netz noch gar nicht abgebildet oder unterrepräsentiert sind und beson-
ders geschützt werden sollen und deren Aufnahme zu neuen Erkenntnissen in der Waldökosystem-
forschung führt. 

Der Vorsitzende ergänzt, dass dieser Vertrag bereits bisher bestand und nun nach Ende der Laufzeit 
erneut abgeschlossen werden müsse. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig den Abschluss eines Vorvertrages für das Naturwald-
reservat Zwirchkopf. 

16) Beratung und Beschlussfassung über die Vergaben der Arbeiten zum Tausch der Sektionaltore und 
zur Dachsanierung bei der Feuerwehrhalle 

Für den Tausch der Sektionaltore und für die Dachsanierung der Feuerwehrhalle wurden mehrere 
Angebote eingeholt und überprüft. Die besten Angebote für die Dachsanierung wurden von der 
Fa. SeinDach für die Spenglerarbeiten mit einer Angebotssumme von € 9.190,30 netto und der Fa. 
Wedi für die Schwarzdeckerarbeiten mit € 31.202,- gelegt. Das beste Angebot für die Sektionaltore 
wurde von der Fa. Metallbau & Kreativschmiede Manuel Neuner mit einer Angebotssumme von € 
60.875,22 netto abgegeben. 

Im Haushalt wurden € 70.000,- dafür vorgesehen, von der Landesregierung wurde eine Förderung 
in Höhe von 50 % in Aussicht gestellt. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Vergabe der Arbeiten zum Tausch der Sektional-
tore an die Firma Metallbau & Kreativschmiede Manuel Neuner mit einer Auftragssumme von 
€ 60.875,22 netto und zur Dachsanierung bei der Feuerwehrhalle an die Firmen SeinDach für 
die Spenglerarbeiten mit einer Auftragssumme von € 9.190,30 netto und Fa. Wedi für die 
Schwarzdeckerarbeiten mit € 31.202,-. 

17) Beratung und Beschlussfassung über die Anschaffung eines Defibrillators bei der Freiwilligen Feu-
erwehr Unterleutasch 

Der Ausschuss für Soziales, Vereine und Bildung beantragt die Installation eines Defibrillators bei 
der Feuerwehr Unterleutasch und hat ein Angebot mit € 1.426,70 netto inkl. beheizbarem 
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Wandschrank der Firma Fair Rescue International aus Birgitz vorgelegt. Der Standort erscheint hier 
besonders zweckmäßig, da ein Rettungsdienst im besten Fall mindestens 15 Minuten von der Wa-
che in Seefeld benötigt und bei einem Herzstillstand bekanntlich jede Minute zählt. 

Der Vorsitzende ergänzt, dass der Montageplatz noch mit der Feuerwehr abgestimmt werden 
müsse. 

Vbgm. Stefan Obermeir ist der Meinung, dass auch in Oberleutasch ein weiterer Standort gefunden 
werden solle, z.B. bei der WC-Anlage Moos. 

GVin Marion Neuner schlägt eine Veröffentlichung der Standorte auf der Homepage vor. 

GV Siegmund Neuner ist der Meinung, dass der TVB das zusätzliche Gerät finanzieren könnte. 

GRin Angelika Obermeir schlägt eine Finanzierung aus dem Sozialfonds vor. 

Der Vorsitzende wird sich erkunden, ob auch ein weiteres Gerät zu denselben Konditionen ange-
kauft werden könne. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Anschaffung eines Defibrillators der Firma Fair 
Rescue International aus Birgitz mit einer Auftragssumme von € 1.426,70 netto, bei Zusage 
derselben Konditionen soll noch ein weiteres Gerät angekauft werden. 

18) Beratung und Beschlussfassung über den Ankauf der WC- und Mannschaftscontainer am Parkplatz 
Sportplatz 

Die Fa. Containex bietet die Kaufübernahme der WC-Container beim Sportplatz zum Preis von € 
3.000,- an. 

Zudem werden die beiden Garderobencontainer zu einem Preis von insgesamt € 4.000,- zur Über-
nahme angeboten. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig den Kauf der WC- und Mannschaftscontainer der 
Firma Containex aus Kufstein mit einer Angebotssumme von insgesamt € 7.000 netto. 

19) Beratung und Beschlussfassung über den Antrag des "Luitascher Kinderchor" um Subvention 

Der Kinderchor beantragt eine Subvention, damit der Chorleiter, Ausflüge und Material für den Mu-
sikunterricht bezahlt werden können. 

Im Jahr 2022 wurden dafür Mittel in Höhe € 2.000,- von zur Verfügung gestellt. 

GVin Martina Nairz ist der Meinung, dass man auf die Verhältnismäßigkeit achten müsse und nicht 
andere Vereine benachteilige. Beim damaligen Ansuchen wurde ein Jahresausblick gefordert, wel-
cher aber nicht geliefert wurde, dies solle erneut gefordert werden. 

Der Vorsitzende schlägt vor, die Subvention wie gehabt zu gewähren, das Verhältnis zwischen dem 
Chorleiter und dem Kinderchor solle aber dargelegt werden. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die außerordentliche Subvention für den „Luitascher 
Kinderchor“ mit € 2.000,-. Ein Nachweis über die bisher aufgewendeten Mittel soll gebracht 
werden. 

20) Beratung und Beschlussfassung über den Antrag des Tiroler Seniorenbundes um Subvention 

Da mit den Mitgliedsbeiträgen ihr Jahresprogramm (z.B. Ausflüge, Veranstaltungen, Hilfestellun-
gen) nicht bewältigt werden kann, ersucht der Tiroler Seniorenbund – Seniorenresidenz Seefeld 
dieses Jahr wieder um einen Zuschuss in der Höhe von € 1.000,-. 
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Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Subvention des Tiroler Seniorenbundes in die-
sem Jahr mit € 1.000,-. 

21) Personelles 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, diesen Tagesordnungspunkt unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit zu behandeln. 

In der geschlossenen Sitzung wurden die Einstellungen eines Parkwächters im Bauhof und 
einer Schulassistentin in der Volksschule Leutasch beschlossen. 

22) Anträge, Anfragen und Allfälliges 

a) GV Christian Neuner erkundigt sich über den Stand bei der Siedlungserweiterung Ostbach. 
Der Vorsitzende erklärt, dass laut Abteilung Wasserwirtschaft der Gefahrenzonenplan im Bereich 
des Bachlaufs berücksichtigt werden müsse, voraussichtlich müssen deshalb Ausgleichsflächen 
geschaffen werden. 
GV Siegmund Neuner schlägt eine Information der Interessenten vor. 
Der Vorsitzende wird nach der Projektierung durch die WE entsprechend informieren. 

b) Vbgm. Stefan Obermeir erkundigt sich über den Stand beim Straßenbau Gewerbegebiet. 
Der Vorsitzende erklärt, dass bezüglich Entwässerung die Zustimmung eines Anliegers noch aus-
ständig sei und im Haushalt Mittel für eine Umsetzung vorgesehen seien. 

c) GV Christian Neuner lobt die Zurverfügungstellung der Ausschussprotokolle im Portal. 

 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, schließt Bgm. Georgios Chrysochoidis um 20:20 
Uhr die Sitzung. 

 

Der Schriftführer: Der Vorsitzende: Die Gemeinderäte: 

AL Jochen Neuner e.h. Bgm. Georgios Chrysochoidis e.h. GR Romed Pichler e.h. 
  GR DI Ernst Ragg e.h. 

 


